
Drucksache 18 / 28 287
Schriftliche Anfrage

18. Wahlperiode

Schriftliche Anfrage

des Abgeordneten Marcel Luthe

vom 29. Juli 2021 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 04. August 2021)

zum Thema:

Straftaten im Strafvollzug IV

und Antwort vom 18. August 2021 (Eingang beim Abgeordntenhaus am 23. Aug. 2021)

Die Drucksachen des Abgeordnetenhauses sind bei der Kulturbuch-Verlag GmbH zu beziehen.
Hausanschrift: Sprosserweg 3, 12351 Berlin-Buckow · Postanschrift: Postfach 47 04 49, 12313 Berlin, Telefon: 6 61 84 84; Telefax: 6 61 78 28.



 

 

Senatsverwaltung für Justiz,  
Verbraucherschutz und Antidiskriminierung 
 
 
 
 
Herrn Abgeordneten Marcel Luthe 

über 
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin 
 
über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
 
A n t w o r t  
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/28287 
vom 29. Juli 2021  
über Straftaten im Strafvollzug IV 
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt: 
 
1. Wie viele und welche Straftaten sind in den Jahren 2010 bis 2020 und wie viele bisher in 2021 in den 
einzelnen Berliner Justizvollzugsanstalten erfasst worden? (bitte nach Deliktsgruppen ausweisen) 

 
2. Bezogen auf die Opferdelikte: in wie vielen Fällen sind Justizbedienstete und in wie vielen Insassen als 
Opfer erfasst? 
 

Zu 1. und 2.: In den einzelnen Berliner Justizvollzugsanstalten erfolgt keine statistisch va-
lide Erhebung der Straftaten. Es wird auf die Antworten auf die Schriftlichen Anfragen 
Nrn. 18/20424 und 18/28097 verwiesen. 
 
Für das Jahr 2020 und für das Jahr 2021 bis zum 31. Juli werden ergänzend folgende 
Zahlen bezüglich Tätlichkeiten Gefangener gegen Bedienstete und gegen Mitgefangene 
mitgeteilt: 
 

 2020 2021 
(bis 31.07.2021) 

Anzahl der betroffenen Bediensteten bei Tät-
lichkeiten Gefangener gegen Bedienstete 

56 36 

Anzahl der betroffenen Gefangenen bei Tät-
lichkeiten Gefangener gegen Mitgefangene 

377 197 

 
 
Berlin, den 18. August 2021 
 
In Vertretung 
Dr. Brückner 
Senatsverwaltung für Justiz, 
Verbraucherschutz und Antidiskriminierung 


